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1. Kapitel —  Verbrechen gegen Souveränität der DDR,
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zur Ergänzung der P risenordnung fü r den Fall eines bew affneten Kon
flik ts m it der Sowjetischen Besatzungszone Deutschlands“ sowie der 
„Notverordnung über die Behandlung feindlichen Vermögens“ und der 
„Ersten N otverordnung zur Ergänzung des S trafrechts“ soll O kkupations
recht geschaffen werden.

Diese N otverordnungen sehen vor, sowohl die DDR als auch Teile der 
Volksrepublik Polen und der UdSSR als westdeutsches „Inland“ zu 
behandeln. Nach dem  W ortlaut dieser aggressiven Bestim m ungen w ürden 
z. B. B ürger der DDR und anderer sozialistischer S taaten, die in den 
G renzen des ehem aligen Deutschen Reiches von 1937 leben, bei der V er
teidigung ihres S taates gegen w estdeutsche Aggressoren den S tra fta t
bestand der „landesverräterischen W affenhilfe“ erfüllen. H andlungen oder 
Ä ußerungen gegen die Aggressoren sollen nach den genannten völker
rechtsw idrigen V erordnungen als „landesverräterische Zersetzung“ oder 
als „W ehrkraftzersetzung“ u. U. m it lebenslangem  Zuchthaus bestraft 
werden.

Das Völkerrecht gebietet allen Staaten, eine Politik  des Friedens zu 
betreiben. Es veru rte ilt bereits die P lanung  und V orbereitung von Kriegen 
als V erletzung des Völkerrechts. Die westdeutsche Notstandsgesetzgebung 
d ient jedoch der V orbereitung von Angriffskriegen. Sie erfü llt somit den 
Tatbestand eines Verbrechens gegen den Frieden.

Im  U rteil gegen die H auptkriegsverbrecher w ird ausdrücklich fest
gestellt, daß zur „Planung und V orbereitung von A ngriffskriegen“ auch 
gesetzgeberische A kte gehören. Das In ternationale  M ilitärtribunal quali
fizierte z. B. das nazistische „Reichsverteidigungsgesetz“ vom 21.5.1935 
als M aßnahm e der K riegsvorbereitung und als Verbrechen gegen den 
Frieden. Dieser Rechtsstandpunkt w ird  durch das U rteil des am erika
nischen M ilitärgerichtshofes Nr. III vom 3./4 .12.1947 gegen die Nazi
ju risten  bekräftigt. D arin w ird das H itlersche Erm ächtigungsgesetz vom 
24. 3.1933 ausdrücklich veru rte ilt: „Obwohl das Erm ächtigungsgesetz aus
drücklich n u r einen kleinen Teil der Verfassung aufhob, m achte dieser 
aufgehobene Teil doch den Weg fre i fü r  die A ufhebung der übrigen V er
fassung.“

Sowohl der P lanung als auch der V orbereitung eines Aggressions
krieges sind als V oraussetzungen gem einsam:
a) Beide erfolgen entgegen den völkerrechtlich verbindlichen G rundsätzen 

und sind auf die D urchführung eines Aggressionskrieges gerichtet, d. h., 
dieser ist als bestim m tes Endziel ins Auge gefaßt.
Es genügt den A nforderungen des Tatbestandes, w enn die auf den 
Aggressionskrieg gerichtete P lanung oder V orbereitung in  ihren  G rund
zügen bestim m t w orden ist; nicht erforderlich ist — obwohl in der 
Regel gegeben —, daß a lle  E inzelheiten der A usführung schon be
schlossen oder ausgearbeitet sind.

b) Es kom m t jede H andlung in Betracht, die nach der verbrecherischen 
Zielsetzung der T äter der P lanung  oder V orbereitung d ient oder ih r 
förderlich ist. Auch hierbei ist es unerheblich, ob die P lanung oder


